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Covid-19 und Krise-20: Wenn Pandemie und

Kapitalismus sich treffen

Im   Frühjahr   2020   befindet   sich   die  Welt   in   einer   Krise.   Die   sonst   üblichen  Abläufe   der
Gesellschaft  werden massiv gestört,  brechen gar  weg – Auslöser   ist  die  Covid-19-Pandemie.
Deren weltweite Ausbreitung könnte ähnlich viele Opfer mit  sich bringen wie die Influenza-
Pandemie von 1918. Aber als wäre die Gefahr für Gesundheit und Überleben von Menschen
weltweit nicht genug, sorgt sich die Politik um eine weitere Krise – die Wirtschaftskrise. Sicher:
Nicht wenige Unternehmen werden kaputt gehen, viele Menschen ihre Jobs verlieren. Ökonomen
befürchten die tiefste Wirtschaftskrise seit dem Zweiten Weltkrieg, das Münchener Ifo-Institut
erwartet,   dass   die   deutsche   Wirtschaft   stark   schrumpft   und   dass   die   Kosten,   die   auf   die
Unternehmen durch die Pandemie zukommen, noch jede Wirtschaftskrise oder Naturkatastrophe
der letzten Jahrzehnte in Deutschland übersteigen werden. In Politik und Öffentlichkeit werden
die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie als unvermeidliche, ja quasi-natürliche Konsequenzen
der Pandemie diskutiert. Das ist Quatsch: Dass eine Virus-Pandemie in einem Ausmaß wie die
aktuelle so umfassende Konsequenzen auf das wirtschaftliche Leben hat und so viel Elend mit
sich bringt, ist keineswegs unvermeidlich – in dieser Gesellschaft aber schon, und warum, soll im
Folgenden erklärt werden.

Ein Angriff von außen...

Eine Naturkatastrophe1 großen Ausmaßes wird noch jede Gesellschaft in ihren wirtschaftlichen
Aktivitäten   treffen   –   besonders   dann,   wenn   sie   so   umfassend   zuschlägt,   wie   die   aktuelle
Pandemie.   Aber:   Das   Ausmaß   des   Schadens   auf   die   wirtschaftlichen   Aktivitäten   einer
Gesellschaft hängt maßgeblich davon ab, von welcher Gesellschaft die Rede ist. Zum Beispiel
war für einen überwiegenden Teil  der Menschheitsgeschichte das Niveau der Produktion von
Gütern   so  niedrig,  dass  ein  Großteil  der  Menschen  hauptsächlich  damit  beschäftigt  war,  die
basalen  Dinge   zum  Überleben   herzustellen.  Wenn   in   so   einer  Gesellschaft,  wo   quasi   jeder
gebraucht wird, dann viele Menschen gleichzeitig krank werden oder aus anderen Gründen nicht
arbeiten   können,   ist   das   Fortbestehen   der   gesamten   Gesellschaft   bedroht.   In   erfolgreichen
kapitalistischen  Ländern  mit   hoher  Produktivität   aber   ist   die  Lage   anders:  Hier   können   die
wichtigsten Güter zum Leben auch nur mit der Arbeit von wenigen Menschen hergestellt werden.
Ein Landwirt in Deutschland kann zum Beispiel mit seiner Arbeit heute 150 Menschen ernähren.
Anders   gesagt:  Der  Kapitalismus   ist   so   produktiv,   dass   er   nicht   nur  Millionen  Arbeitslose
hervorbringt,   sondern  auch  über  Bullshit-Jobs  moralisierende  Publizisten  wie  David  Graeber

durchfüttert...2

Aber   klar:   Nur  weil   eine   kleine   Zahl   an  Menschen   ausreicht,   um  massenhaft   Güter,   also
gesellschaftlich relevanten materiellen Reichtum zu produzieren – heißt das nicht automatisch,
dass  diese Menschen  leicht  durch andere ersetzt  werden könnten,  sollten sie  erkranken,  oder
sollte  eine plötzliche Erweiterung der  Produktion bestimmter Güter  nötig sein.   In noch jeder
Gesellschaft sind für bestimmte Tätigkeiten spezifische Fähigkeiten und intensive Einarbeitung
und Übung nötig; und auch die Produktion mancher, extrem spezieller Güter ist alles andere als
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trivial. Insofern könnte eine verheerende Pandemie auch in einer Gesellschaft mit einer sehr gut
koordinierten Produktion einen temporären Engpass an bestimmen Gütern verursachen.

Nun   befinden  wir   uns   im  Kapitalismus,  wo   „der  Markt   das   regelt“,  wo   es   keine   zentrale
Koordination der Produktion gibt. Und auch hier sehen wir, wie schnell Firmen ihre Produktion
umstellen können, um benötigtes Schutzmaterial herzustellen: aus Kaffeefiltern werden Masken
produziert  und   statt   alkoholhaltiger  Getränke  Desinfektionsmittel.  Zugegeben,  was   fehlt   sind
beispielsweise gut ausgebildete Pflegekräfte, die ein Beatmungsgerät bedienen können und die
komplizierten spezialisierten Tätigkeiten in der Intensivpflege beherrschen. Von denen gibt es
schon   im  Normalzustand   an   den  Kliniken  wegen   schlechtem  Personalschlüssel   und  miesen
Arbeitsbedingungen   zu   wenige;   und   sie   lassen   sich   auch   nicht   so   einfach   zahlenmäßig
vervielfachen,  braucht  die  spezialisierte  Ausbildung doch Zeit.  Auch auf  die  Produktion von
Beatmungsgeräten kann nicht einfach von einem X-beliebigen Gewerbe umgesattelt werden. All
sowas ist Grund genug, sich Sorgen um die Verfügbarkeit medizinischer Versorgung zu machen
– aber das haben weder Politiker*innen noch Journalist*innen im Kopf, wenn sie sich Sorgen um
die ökonomische Krise machen.

Betrachtet  man allein  die   technischen  Möglichkeiten  und  Leistungsfähigkeiten  der  modernen
kapitalistischen   Produktionsstätten,   so   könnten   diese   selbst   bei   einer  Naturkatastrophe   oder
ähnlichem   zweifelsohne   genügend  Güter   für   die   alltäglichen  Bedürfnisse   der  Menschen   zu
produzieren. Warum dann sollte so etwas wie die Covid-19-Pandemie dazu führen, dass so viel
mehr  Leute   ihre  grundlegendsten  Bedürfnisse  nicht  mehr  befriedigen  können,  also   im Elend
landen?   Die   Öffentlichkeit   erklärt   sich   das   im  Allgemeinen   so,   dass   die   Erkrankung   und
Quarantäne-Maßnahmen  die  Produktion   in  China  verlangsamt  haben,  und  das  wiederum die
internationalen Lieferketten stört, von denen Firmen weltweit in ihrer Produktion abhängen. Das
ist   schon   mal   ein   Sorgeobjekt:   ein   Lieferengpass   bzw.   Angebotsschock   im
Volkswirtschaftsjargon. Aber das  ist  nicht  die einzige Sorge,  sondern der Nachfragerückgang
bzw. der Nachfrageschock. Social oder physical distancing in politische Maßnahmen gegossen
bringen es mit sich, dass die Leute außer Lebensmitteln und anderen notwendigen Gütern nicht
mehr einkaufen; dass Geschäfte,  Cafés und Kneipen drauf gehen, weil  sie nicht mehr öffnen
dürfen; dass Unternehmen wie Fluggesellschaften pleite gehen, weil sie ihren Betrieb einstellen
müssen;   und   dass   Firmen   ihre   Produktionsstätten   stilllegen   und   entsprechend   auch   keine
Einkäufe mehr tätigen. Dass Menschen nicht mehr einkaufen ist das Problem – aber nicht für sie
selbst, sondern für Unternehmen, die ihnen etwas verkaufen wollen. Die Unternehmen entlassen
ihre Arbeiter*innen oder kürzen ihnen die Gehälter, die sie bräuchten, um sich die Güter des
täglichen Bedarfs zu kaufen, weshalb sie wiederum weniger einkaufen und den Nachfrageschock
noch   verschlimmern.   So   ist   das   im   Kapitalismus:   Dass   einige   Menschen   nicht   genug
konsumieren, führt dazu, dass andere Menschen es auch nicht mehr können.

Das ist schon eine bizarre Angelegenheit dieser Gesellschaft, die einiges über das Verhältnis von
Produktion und Konsumtion in der kapitalistischen Wirtschaftsweise sagt: die Konsumtion hat

für die Produktion von Profit gerade zu stehen.3 Anstatt dass die Wirtschaft die Menschen mit
dem ausstattet,  was sie zum leben brauchen, versorgen die Menschen mit  ihrem Konsum die
Wirtschaft. Mittel und Zweck sind verdreht.

… und wie der Staat drauf reagiert.

Die  Freiheit   im  Kapitalismus,   die  Bedürfnisse   von  Menschen   zu   ignorieren   –   um   sie   dann
auszunutzen – gibt es nur auf Grundlage von signifikantem gesellschaftlichem Reichtum und
hoher Produktivität. Beides das macht es möglich, dass Unternehmen über die Produktion von



Gütern auf Basis von spekulativen Erwartungen (dass das Produkt schon erfolgreich sein wird)
entscheiden können, ohne dass das Überleben der gesamten Gesellschaft auf dem Spiel steht,
wenn   die   angestellte   Erwartung   nicht   eingetroffen   ist   (das   Produkt   sich   nicht   erfolgreich
verkauft).  Zum Beispiel:  Eine   freie,   auf   irgendeiner  Marktanalyse  basierte   unternehmerische
Entscheidung wie die, ob man aus Getreide besser Brot oder besser Getränke herstellt, kommt
flächendeckend nur dann in Frage, wenn der Erfolg oder Misserfolg des jeweiligen Geschäfts
keine grundsätzliche Gefahr für das materielle Fortbestehen der Gesellschaft insgesamt hat. In
bestimmten Situationen – und dafür ist die Covid-19-Pandemie ein gutes Beispiel – stehen solche
Kalkulationen auf ziemlich wackeligen Beinen.

Angesichts  der  aktuellen Gefahr,  dass  es  mit  der  gesellschaftlichen Reproduktion nicht  mehr
klappt, überlegen viele westliche Staaten, bestimmte Branchen vermehrt zu verstaatlichen oder
ihnen direkte Weisungen zu erteilen, z.B. in Bezug darauf, was sie produzieren oder wem oder
wo sie etwas verkaufen sollen (man denke an die Ausfuhrbegrenzungen von Schutzkleidung).
Damit will der jeweilige Staat erreichen, dass notwendige und knapp gewordene Güter, wie eben
Schutzkleidung, in seinem Land verfügbar sind. Da ist der viel gepriesene Markt, der alles schon
gut regelt, plötzlich in Frage gestellt, und auf einmal erscheint eine gewisse zentrale Planung als
eine akzeptable, ja ggf. einzige Option, um eine Versorgung mit nötigen Gütern sicherzustellen.
Anders als sonst rechnen die Politik und Kommentatoren in Presse und Öffentlichkeit hier auch
nicht in Euro, sondern in bestimmten Mengen benötigter konkreter Dinge, also wie viele Masken
welcher Sorte, wie viele Schutzmäntel, wie viele Beatmungsgeräte usw. da sein müssen, um das
gewünschte Ergebnis zu haben.

Aber: Trotz dieser „unüblichen“ Rechnungsweise gibt der Staat gerade nicht die kapitalistische
Produktion als seine Machtgrundlage auf. Er tritt so richtig in Aktion, gerade um die Wirtschaft,
von der er sich abhängig gemacht hat, und damit auch die Gesellschaft, zu stützen. Das ist auch
nicht   unüblich,   so   sorgt   der   Staat   ja   auch   im   kapitalistischen   Normalbetrieb,   über
Subventionierungen oder gleich über staatliche Beteiligung, für Güter oder Dienstleistungen, die
er für nötig hält, und die Privatunternehmen sonst nicht lukrativ oder nicht zu einem akzeptablen
Preis   herstellen   können   und   deshalb   nicht   wollen.   Man   denke   an   die   Landwirtschaft,
Wasserbetriebe,   öffentliche   Verkehrsmittel   und   so   manche   Einrichtungen   der
Gesundheitsversorgung. Ungewöhnlich an der derzeitigen Situation ist aber das Ausmaß und die
Geschwindigkeit, in der der Staat dergleichen aktuell in Betracht ziehen.

Der Blick auf andere politische Maßnahmen in der Pandemie offenbart, dass derartige staatliche
Eingriffe   nur   eine   Übergangslösung,   aber   keine   neue   Normalität   sind:   Zusätzlich   zu   den
Einschränkungen der bürgerlichen Freiheiten und der teils zentral koordinierenden Eingriffe in
der Produktion stellt der Staat nämlich diverse wirtschaftserhaltende Maßnahmen zur Verfügung
– man denke an den Schutzschirm für die Wirtschaft,  KfW-Kredite und Kurzarbeitergeld für
Unternehmen, oder Kündigungsschutz für Mieter*innen, die aufgrund mangelnden Einkommens
zur Zeit keine Miete zahlen können (es aber natürlich hinterher nachholen müssen). Derartige
finanziellen  Hilfen   sollen  Unternehmen,   die   bis   dato  mehr   oder  weniger   erfolgreich  waren,
schlichtweg vor dem Scheitern durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie bewahren, und
auch   die   Entlassung   vieler   Beschäftigter   verhindern   –   damit   sie   nach   der   Krise  mit   dem
Geschäftemachen   fortfahren   können   (und   dort   im  Zweifelsfall   dann   an   der   ganz   normalen
Unternehmenskonkurrenz   scheitern   oder   ihre  Beschäftigten   entlassen,   um   ein   noch   besseres
Geschäft zu machen).

Interessanterweise unterscheiden sich diese Maßnahmen ziemlich grundlegend vom Vorgehen
des   Staates   in   der   Finanzkrise   2008,   wo   er   massenhaft   Kredit   mobilisiert   hat,   um
Vermögenswerte zu kaufen, aber kaum etwas unternommen hat, um für die restliche Gesellschaft



den Status Quo aufrecht  zu halten.   In der  aktuellen Pandemie sieht  die Strategie des Staates
dagegen nach „überwintern“ aus: Das Wirtschaftsleben wird in beachtlichen Teilen gestoppt, aber
der Staat stellt massenhaft Kredite und andere Hilfen zur Verfügung, um die sozialen Strukturen
erstmal   insgesamt   möglichst   so   zu   belassen,   wie   sie   waren   –   Lohnhierarchien   und
Beschäftigungsstatus bleiben intakt. So hofft er darauf, dass die Wirtschaft, sobald die Pandemie
unter Kontrolle ist, dort weiter macht, wo sie vor der Pandemie aufgehört hat, und alles wieder
zur „Normalität“ des freien Geschäftemachens zurückkehrt.

Dazu gibt es mindestens zwei Dinge anzumerken: Erstens war die „Normalität“ eine, in der der
längste Boom am Aktienmarkt der Geschichte nur durch andauernde staatliche Interventionen in
der  Zeit   nach  der  Finanzkrise  und  durch  präventive  Maßnahmen  der  Zentralbanken  gestützt
wurde. Ob der Plan, nach der Pandemie ein schnelles Wirtschaftswachstum zu sehen, aufgeht,
bleibt   also   allein   deshalb   schon   fraglich.   Noch   wichtiger   müssen   aber   zweitens   nach   der
Pandemie die Unternehmen so viel Erfolg erwirtschaften, dass ihre jetzt neu aufgenommenen
Schulden gerechtfertigt sind und sie sie zumindest teils begleichen können - zusätzlich zu den
schon vor der Pandemie bestehenden Schulden… Das heißt nichts anderes,  als dass sie noch

mehr Arbeit für noch schlechtere Löhne aus ihren Angestellten heraus pressen werden.4

Das Bruttoinlandsprodukt, mit dem gewöhnlich das Wirtschaftswachstum gemessen wird, ist eine
brutale Abstraktion,  die schlicht  alle geldmäßigen Erträge von Produktion und Dienstleistung
aufaddiert.   Das   Wachsen   der   Wirtschaft   nach   einer   Krise   –   ob   Pandemie   oder   sonstige
Wirtschaftskrise   –   heißt   nie,   dass   es   keine   Verlierer   (pleite   gegangene   Unternehmen   und
Selbstständige, arbeitslos gewordene Arbeiter*innen) gibt. Es heißt auch nicht, dass diejenigen,
die   immer   schon  verlieren,  nämlich  Arbeiter*innen,  dieses  Wachstum nicht  produzieren.   Im
Gegenteil:   Nur   sie   können   und  müssen   das  Wachstum   produzieren.  Dafür  werden   sie  mit
staatlicher Hilfe durch die Pandemie 'durchgefüttert', dafür gibt es Kurzarbeitergeld – damit sie,
zwar reduziert, aber dennoch in Lohn und Brot bleiben und so nach der Pandemie wieder genauso

bereitstehen   wie   vorher.5  Und   so   bekommen   diejenigen,   die   immer   schon   schuften,   jetzt
vielleicht Applaus und freuen sich sogar noch drüber, oder „dürfen“ sich vielleicht sogar - mit
neu gewonnenem Stolz über die eigene Systemrelevanz - für die Nation krumm machen. Was
haben sie davon? Nichts.

Dieser Text ist eine an die deutschen Verhältnisse angepasste Übersetzung des Texts „Covid-19
und Crisis-20“ von Critisticuffs. Stand 08. April 2020.

1 Der Begriff „Naturkatastrophe“ wird hier für die Covid-19-Pandemie benutzt, wenngleich deren
Verbreitung über  die  Welt   im Wesentlichen direkt  damit  verbunden  ist,  wie die Gesellschaft
eingerichtet ist.

2Anders ausgedrückt: Würde das BIP jetzt um ein Drittel schrumpfen, was nach kapitalistischen
Standards ein hochdramatischer Wirtschaftseinbruch wäre,  dann wäre es auf dem Niveau des
Jahres 2004 - ein Jahr, in dem u.a. Facebook gegründet und der Mars gleich mit zwei Rovern
beforscht wurde… Das kann ja wohl nur schwer als Musterbeispiel für eine am Boden liegende
Wirtschaft durchgehen.

3Diese  völlig  widersinnige Tatsache  ist   im Kapitalismus so selbstverständlich,  dass  auch die
Gewerkschaften   als   Organisationen   der   Arbeiterklasse   die   Kaufkraft   als   Argument   in
Lohnverhandlungen   ins   Feld   führen,   in   der   Hoffnung,   den   Kapitalist*innen   -   unter   deren
Kommando sie deren Reichtum vermehren - noch den ein oder anderen halben Prozentpunkt
Lohnerhöhung herauszuholen.
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4 Eine  verständliche  Einführung  in  den  Kapitalismus   ist  das  Buch  „Die  Misere  hat  System:
Kapitalismus“.

5 Der Staat kalkuliert dabei auf die Masse der Lohnabhängigen, nicht auf die Einzelnen. Wenn
einige von ihnen mit ihren 60 Prozent vom Gehalt bei sowieso schon schlechtem Lohn nicht
durchkommen, lässt das den Staat überhaupt nicht an sich und seiner Maßnahme zweifeln.
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